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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-1574/08
von Péter Olajos (PPE-DE), Árpád Duka-Zólyomi (PPE-DE), Kinga Gál (PPE-DE), Csaba Sógor 
(PPE-DE) und László Tőkés (NI)
an die Kommission

Betrifft: Europäisches Jahr des interkulturellen Dialogs in Rumänien?

In der in Rumänien gelegenen Gemeinde Nagypatak organisiert der Verband der moldauischen 
Tschango-Ungarn seit November 2007 außerhalb der Schule Ungarischunterricht für die dort lebende 
ungarische Minderheit der Tschangos. Die Unterrichtsstunden, die nach dem Ende des staatlichen 
Schulunterrichts beginnen, werden von zwei aus Ungarn stammenden Grundschullehrern in einem 
durch den Verband gemieteten Gebäude abgehalten. An dem fakultativen Sprachunterricht nehmen 
die Schüler aus freiem Willen teil, die Lehrer arbeiten als Freiwillige. Das Unterrichtsprogramm 
entwickelte sich bis vor kurzer Zeit kontinuierlich, die Zahl der Teilnehmer stieg. Nach Informationen 
des Verbandes gibt es jedoch in der Gemeinde eine zur Eintragung angemeldete Vereinigung, die 
sich um die Einstellung des Ungarischunterrichts bemüht. Früher war diese Vereinigung im 
Hintergrund tätig, inzwischen ist sie jedoch dazu übergegangen, die am Unterricht teilnehmenden 
Schüler und deren Eltern zu erpressen und einzuschüchtern. Auch die örtliche staatliche Schule und 
ein Teil der dort tätigen Lehrer verhalten sich in der Angelegenheit nicht unparteiisch: So stellte die 
Schule den Raum für eine Zusammenkunft zur Verfügung, bei der man sich bemühte, die Kinder zu 
überreden, nicht an den Ungarischstunden teilzunehmen.

Aufgrund der fortwährenden Drohungen nahm am 26. Februar 2008 nur noch ein Schüler am 
Unterricht teil. Das Gebäude, in dem der Unterricht abgehalten wird – und das gleichzeitig den 
Lehrern als Unterkunft dient –, wurde von Unbekannten mit Steinen beworfen. 

Der hier erwähnte Fall ist nur einer von vielen, in denen versucht wurde, Menschen einzuschüchtern, 
die sich neben dem Rumänischen auch ihre eigene Sprache aneignen und ihre Kenntnisse darin 
vertiefen und ausbauen möchten. Es sollten und sollen diejenigen Kinder vom Muttersprachunterricht 
abgeschreckt werden, die ihre nachmittägliche Freizeit opfern, um das zu üben, was ihnen im 
staatlichen Unterricht nicht ermöglicht wird: das Erlernen der ungarischen Sprache. Die Schüler 
berichteten darüber, dass den Teilnehmern der nachmittäglichen Ungarischstunden sogar von 
mehreren Lehrern in der rumänischen Schule als Strafmaßnahme schlechte Noten in Aussicht gestellt 
worden seien.

Der hier beschriebene Fall stellt einen gravierenden Verstoß gegen Artikel 22 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union dar, dem zufolge die Union die Vielfalt der Kulturen, Religionen 
und Sprachen achtet. Mit welchen Mitteln will die Kommission vor diesem Hintergrund gegen den 
konkreten geschilderten Fall und ähnlich gelagerte Fälle vorgehen bzw. verhindern, dass sich 
ähnliche Erscheinungen in Rumänien, das am 1. Januar 2007 der Union beigetreten ist, wiederholen?


